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1 Einleitung 

1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

Im Zuge der geforderten Innenraumentwicklung möchte der Magistrat der Stadt Lich das Gesamtquar-

tiers zwischen Tulpenweg und Brunnenstraße behutsam fortentwickeln und verdichten. Mit der Auf-

stellung eines Bebauungsplans „Am Tulpenweg“ sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 

Neuordnung des Gesamtquartiers zwischen Tulpenweg und Brunnenstraße geschaffen werden. Zu die-

sem Zweck soll da Plangebiet als ein Allgemeines Wohngebiet (WA) i.S. § 4 BauNVO ausgewiesen wer-

den. Die Ausweisung soll durch ein Verfahren nach § 13a BauGB erfolgen.  

Westlich wird das Plangebiet durch den Tulpenweg sowie eine angrenzende Wohnbebauung, östlich 

durch die Straßen Zum Wingert und Brunnenstraße mit anschließender Wohnbebauung, nördlich teil-

weise durch die Straße Zum Wingert sowie angrenzende Wohnbebauung mit Gärten und südlich durch 

weitere Wohnbebauung mit Gärten sowie den Lilienweg begrenzt. Daran schließen sich weitere Wohn-

bebauungen mit Gärten an. Das Plangebiet liegt in der Stadt Lich, n Flur 7, Flst. Nr. 350/013, 351/02, 

585/01, 585/02, 577, 578, 579. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 9.164 m². Das Gelände 

fällt von Nordwesten nach Südosten hin leicht ab und liegt auf einer Höhe von ca. 196 m NN im Nord-

westen und 190 m NN im Südosten. Naturräumlich liegt das Plangebiet in der Untereinheit „Laubacher 

Hügelland“ (349.3) innerhalb der Haupteinheit „Westhessisches Berg- und Senkenland“. 

 
Abb. 1: Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Tulpenweg“; Stadt Lich, Kernstadt (Bildquelle: 

Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, aus natureg.hessen.de, 

05/2026). 

Der Bebauungsplan legt 4 verschiedene Allgemeine Wohngebiete fest, welche sich in Geschossflächen-

zahl und Anzahl der Vollgeschoße unterscheiden. Der Bebauungsplan setzt für alle Wohngebiete eine 

Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 fest. Die Festsetzung ermöglicht somit eine Bebauung, die in ihrer 

Dichte auch an das städtebauliche Umfeld anknüpft und zugleich eine der Lage des Plangebietes 
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entsprechende bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglicht. Außerdem setzt er für das Allgemeine 

Wohngebiet eine Geschossflächenzahl von GFZ = 0,7 (WA 1 und WA 3a/ b) und GFZ von 0,4 (WA 2 und 

WA 4) fest. Die maximale Zahl der Vollgeschosse wird n Z = I (WA 2 + WA 4) bis Z = II (WA 1+ WA 3a/ 

b) begrenzt. Innerhalb des Plangebietes sind somit künftig ausschließlich bis zu zwei Vollgeschossen 

zuzüglich eventueller Staffelgeschosse oder auch Dach- und Kellergeschosse, die nicht die Vollge-

schossdefinition der HBO erfüllen, im Rahmen der getroffenen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

planungsrechtlich zulässig. Festgesetzt ist die offene Bauweise. Weitergehend wird auf die Ausführun-

gen der Begründung verwiesen.  

1.2 Rechtliche und fachliche Grundlagen 

Bauplanungsrecht 

Für Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen 

Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, kann nach § 13a BauGB ein sog. beschleunigtes Verfahren 

zur Innenentwicklung angewandt werden. Das Verfahren nach § 13a BauGB kann angewendet werden, 

wenn sich um die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen 

der Innenentwicklung handelt. Voraussetzung für ein Verfahren nach § 13a ist, dass die Grundfläche 

von 20.000 m² nicht überschritten wird oder die Fläche zwischen 20.000 und weniger als 70.000 m² 

liegt und auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Geset-

zes genannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine 

erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach §2 Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen 

wären (Vorprüfung des Einzelfalls). Außerdem darf kein Vorhaben vorbereitet werden, für das die 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG besteht. Das Verfahren 

kann vorliegend angewandt werden, da es sich um eine Nutzbarmachung von Flächen im Innenbereich 

und somit um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt. Das beschleunigte Verfahren ist auch 

ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutz-

zwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europäischen Vogelschutzgebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Ein beschleunigtes Verfahren ist ebenfalls ausge-

schlossen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes zu beachten sind. Ein UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet und Schutzgebiete 

i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB werden ebenfalls nicht beeinträchtigt, sodass das beschleunigte Verfah-

ren angewendet werden kann. 

Naturschutz 

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und die Vogelschutzrichtlinie (V-RL) gehören zu den zent-

ralen Beiträgen der Europäischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Das Gesamtziel 

besteht darin, die FFH-Arten sowie alle europäischen Vogelarten in einem günstigen 
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Erhaltungszustand zu bewahren, beziehungsweise die Bestände der Arten langfristig zu sichern. Um 

dieses Ziel zu erreichen, hat die EU über die beiden genannten Richtlinien zwei Schutzinstrumente 

eingeführt: das Schutzgebietssystem NATURA 2000 sowie die strengen Bestimmungen zum Arten-

schutz. Der Artenschutz stellt damit neben den flächenbezogenen Schutzinstrumenten des Schutzge-

bietssystems NATURA 2000 ein eigenständiges zweites Instrument für den Erhalt der Arten dar. Die 

artenschutzrechtlichen Vorschriften betreffen sowohl den physischen Schutz von Tieren und Pflanzen 

als auch den Schutz ihrer Lebensstätten. Sie gelten gemäß Art. 12 FFH-RL für alle FFH-Arten des An-

hangs IV, beziehungsweise gemäß Art. 5 V-RL für alle europäischen Vogelarten. Anders als das Schutz-

gebietssystem NATURA 2000 gelten die strengen Artenschutzregelungen flächendeckend überall dort, 

wo die betreffende Art vorkommt. 

Entsprechend der Definition in § 7 BNatSchG sind bei einer artenschutzrechtlichen Prüfung die folgen-

den Kategorien zu berücksichtigen: 

• besonders geschützte Arten 

• streng geschützte Arten inklusive der FFH-Anhang-IV-Arten 

• europäische Vogelarten 

 

Abb. 2: Abgrenzung der im Artenschutz nach §§ 44, 45 BNatSchG zu behandelnden Arten der FFH-RL und der 

Vogelschutz-RL (Gruppen 3 und 4) sowie der „Verantwortungsarten“ (Gruppe 7) zu den weiteren nach § 7 

BNatSchG besonders und streng geschützten Arten (Gruppen 1, 2 ,5 und 6). „Verantwortungsarten“ erst ab In-

krafttreten einer RechtsVO nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG besonders zu prüfen. Abgeändert nach BMVBS 

(2008). Quelle: HMUKLV (2024) S. 10., verändert. 

Aus Sicht der Planungspraxis lässt sich ein derart umfangreiches Artenspektrum bei einem Planungs-

verfahren jedoch nicht sinnvoll bewältigen. Im Zuge der Änderung des BNatSchGs wurden die nur na-

tional besonders geschützten Arten (ohne europäische Vogelarten) von den artenschutzrechtlichen 

Verboten bei Planungs- und Zulassungsvorhaben teilweise freigestellt (§ 44 BNatSchG). Die Belange 

dieser national geschützten Arten werden prinzipiell im Rahmen der Eingriffsregelung berücksichtigt. 

Für Europäische Vogelarten (gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie, Art. 1) gilt dies jedoch nicht. Alle 
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Vogelarten werden dementsprechend in die artenschutzrechtliche Prüfung eingeschlossen. 

Zur Vereinfachung der Bewertung dieser Vogelarten wurde für Hessen eine zentrale Einstufung einge-

führt, die deren Erhaltungszustände anhand eines Ampelschemas (Vogelampel) der Staatlichen Vogel-

schutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland mindestens als „ungünstig bis unzureichend“ 

(gelb) oder schlechter (rot) einstuft. Vögel mit einem günstigem Erhaltungszustand (grün) werden ent-

sprechend der Vorgabe im Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen in tabellarischer 

Form bearbeitet. 

Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG 

§ 44 BNatSchG ist die zentrale Vorschrift des Artenschutzes, die für die besonders und die streng ge-

schützten Arten unterschiedliche Verbote von Beeinträchtigungen beinhaltet.  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören; eine 

erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popu-

lation einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 

Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelar-

ten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufge-

führt sind, liegt ein Verstoß gegen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beeinträchti-

gung durch den Eingriff oder das Vorhaben auch unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnah-

men das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant er-

höht und diese Beeinträchtigung unvermeidbar ist, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, Beschädigung 

oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Tiere oder 

ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere 

vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zer-

störung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
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räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen un-

vermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Ein-

griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird. 

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG können von den Verboten des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zuge-

lassen werden. Gründe hierfür sind: 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirt-

schaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende 

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Ver-

teidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf 

die Umwelt oder  

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sol-

cher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 

sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert. Sofern in Bezug auf eine oder 

mehrere Arten erhebliche Auswirkungen zu erwarten sind, ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 

BNatSchG erforderlich. Die Betroffenheit von Arten im Sinne des § 44 wird anhand der artenschutz-

rechtlichen Prüfung dokumentiert. 

Befreiung nach § 67 BNatSchG  

Der § 67 BNatSchG regelt die Befreiung von den Verboten des § 44 BNatSchG. „Von den Verboten des 

§ 44 kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall 

zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen verse-

hen werden. Im Falle des Verbringens aus dem Ausland wird die Befreiung vom Bundesamt für Natur-

schutz gewährt“.  

Aufgabe der Artenschutzrechtlichen Prüfung ist die Klärung der Frage, ob von der Planung – unabhän-

gig von allgemeinen Eingriffen in Natur und Landschaft – besonders oder streng geschützte Tier- und 

Pflanzenarten im Sinne des § 44 BNatSchG betroffen werden, welche Beeinträchtigungen für die ge-

schützten Arten zu erwarten sind, und ob sich für bestimmte Arten das Erfordernis und die Möglichkeit 

für eine Artenschutzrechtliche Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt. 
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Die vorliegende Prüfung erfolgt somit auf der Grundlage von § 44 Abs. BNatSchG unter besonderer 

Berücksichtigung der FFH-RL. 

Bodenschutz 

Nach der Bodenschutzklausel des § 1a (2) BauGB und den Bestimmungen des „Gesetzes zum Schutz 

vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten“ (BBodSchG) ist ein Hauptziel 

des Bodenschutzes, die Inanspruchnahme von Böden auf das unerlässliche Maß zu beschränken und 

diese auf Böden und Flächen zu lenken, die von vergleichsweise geringer Bedeutung für die Boden-

funktionen sind. Obwohl das Bodenschutzrecht keinen eigenständigen Genehmigungstatbestand vor-

sieht, sind nach § 1 BBodSchG bei Bauvorhaben die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder 

wiederherzustellen. Im § 4 des BBodSchG werden „Pflichten zur Gefahrenabwehr“ formuliert. So hat 

sich jeder, der auf den Boden einwirkt, so zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen 

hervorgerufen werden. Dies betrifft sowohl die Planung als auch die Umsetzung des Bauvorhabens. 

Nach § 7 BBodSchG besteht eine „umfassende Vorsorgepflicht“ des Grundstückeigentümers und des 

Vorhabenträgers. Diese beinhaltet insbesondere 

• eine Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bodenveränderungen, 

• den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und anderen nachteiligen Einwirkungen auf die 

Bodenstruktur sowie 

• einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden. 

Immissionsschutz 

Die Rahmenrichtlinie Luftqualität (96/62/EG) der EU benennt in Artikel 9 die Anforderungen für Ge-

biete, in denen die Werte unterhalb der Grenzwerte liegen. Artikel 9 besagt, dass 

• die Mitgliedsstaaten eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in denen die Werte der Schad-

stoffe unterhalb der Grenzwerte liegen, zu erstellen haben und 

• die Mitgliedsstaaten in diesen Gebieten die Schadstoffwerte unter den Grenzwerten halten und 

sich bemühen, die bestmögliche Luftqualität im Einklang mit der Strategie einer dauerhaften und 

umweltgerechten Entwicklung zu erhalten. 

Diesen Vorgaben trägt § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) Rechnung. Hierin wird 

festgelegt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Gebieten, in denen die in 

Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschrit-

ten werden, die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität bei der Abwägung der betroffenen Belange 

zu berücksichtigen ist. Diese Anforderungen werden im BauGB für die Bauleitplanung übernommen 

und bei der Aufstellung der Bauleitpläne berücksichtigt. 

Übergeordnete Fachplanungen 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt für den Bereich Vorranggebiet Siedlung– Bestand dar. 
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Abb. 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Mittelhessen (2010), braun: Vorranggebiet Siedlung -Bestand, gelb: 

Vorranggebiet Landwirtschaft, lila straffiert: Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen, grün straffiert: 

Vorbehaltsgebiet Regionaler Grünzug, Plangebiet gelb umrandet 

Im aktuellen Flächennutzungsplan der Stadt Lich ist das Plangebiet bereits als Wohnbaufläche darge-

stellt, so dass keine Änderung notwendig ist. Das Flurstück 351/ befindet sich im Geltungsbereich des 

rechtskräftigen Bebauungsplans der Stadt Lich Nr. 3 „Im Weinberg“ (1972). Dieser setzt für die Fläche 

ein Allgemeines Wohngebiet mit einer zulässigen GRZ = 0,3 und Z = I fest. Der südliche Teil des Gel-

tungsbereichs befindet sich im rechtskräftigen Bebauungsplan „Am Garbenteicher Weg – Auf den 

Golläckern“. Dieser setzt für die Fläche ein Allgemeines Wohngebiet mit einer zulässigen GRZ = 0,4 GFZ 

= 0,4 und Z=I sowie eine private Grünfläche fest. 

 

Plangebiet 
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2 Bestandsaufnahme und –bewertung hinsichtlich der Belange des Umwelt-

schutzes 

2.1 Boden, Wasser 

Boden 

Bei den anstehenden Böden handelt es sich laut BodenViewer Hessen (Quelle: www.bodenviewer.hes-

sen.de, Datenzugriff 19.08.2019) weitgehend um anthropogen überformte Böden (Abb. 3). Auch wenn 

der Großteil der Fläche nicht versiegelt ist, ist durch Nachbarbebauung und Lagerung von Aushubma-

terial damit zu rechnen, dass keine natürlichen Bodenprofile mehr bestehen. Die Hauptbodenarten 

sind Braunerden und Parabraunerden. 

 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem Bodenviewer (bodenviewer.hessen.de) mit Lage des Plangebietes (weiß: anthropo-

gen geprägte Böden, hellbraun: Böden aus solifluidalen Sedimenten, rotbraun: Lössböden, blau: Böden Auen-

segment) (Datenzugriff 20.08.2019). 

Als Grundlage für Planungsbelange stellt der BodenViewer Hessen des HLNUG eine Bodenfunktions-

bewertung (Bodenschutz in der Planung) für viele Gemeinden zur Verfügung. In die Bodenfunktions-

bewertung fließen verschiedene Bodenfunktionen (Lebensraum, Ertragspotenzial, Feldkapazität, Nit-

ratrückhalt) mit ein. Der überbaute Siedlungsbereich wird in diesem Tool nicht bewertet (Abb. 4).  

Die Erschließung des Gebietes soll über eine Stichstraße, welche direkt vom Tulpenweg abzweigt und 

in der Verlängerung des Nelkenweges angeordnet ist, erfolgen. 

 

Plangebiet 
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Abb. 4: Ausschnitt aus der Bodenfunktionsbewertungskarte des Bodenviewers (bodenviewer.hessen.de) mit 

Lage des Plangebietes rot: „sehr hoch“, gelb: „mittel (Datenzugriff 20.08.2019) 

Wasser 

Der räumliche Geltungsbereich liegt in keinem überschwemmungsgefährdeten Gebiet i.S. von §46 

HWG oder Hochwasserrisikogebiet. (Quelle: hwrm.hessen.de de, Datenzugriff 19.08.2019).  

Das Plangebiet liegt in keinem amtlich festgelegten Trinkwasserschutzgebiet. Das nächste Trinkwas-

serschutzgebiet liegt ca. 800 m südlich (TWS III, WSG BR I z II, Lich). (Quelle: www.gruschu.de, Daten-

zugriff: 19.08.2019) (Abb.5).  

 
Abb. 5: Lage des Plangebietes (rot umrandet) zum nächsten Trinkwasser (TSW) (gelb: TWS III, blau TSW II) 

(Quelle: www.gruschu.de, 17.06.2019) 

Im Plangebiet kommen keine Oberflächengewässer vor. Es befindet sich lediglich ein altes Schwimm-

becken in einem der Gärten. 

In der hydrogeologischen Karte Hessens (www.gruschu.de, Datenzugriff 20.08.2019) wird als 

Plangebiet 

Plangebiet 

TWS III 

TWS II 
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oberflächennah anstehender Grundwasserleiter ein Kluftgrundwasserleiter im Festgestein mit einer 

mittleren bis mäßigen Durchlässigkeit abgebildet. Laut hessischem Umweltatlas weisen die Flächen im 

Untersuchungsgebiet eine mäßige bis mittlere Grundwasserergiebigkeit und eine geringe Verschmut-

zungsempfindlichkeit auf (Quelle: www.atlas.umwelt.hessen.de →Landwirtschaft → Standortkarten, 

Datenzugriff 14.08.2019). 

Eingriffsbewertung 

Der Bebauungsplan sieht eine Ausweisung des Plangebietes als reines Wohngebiet vor. § 1a Abs. 2 Satz 

1 BauGB schreibt vor, dass die Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen sind. Der 

Bebauungsplan trifft dazu entsprechende Festsetzungen (siehe unten). Der Bau neuer Wohnungen so-

wie einer ausreichenden Anzahl an Stellplätzen ist immer auch mit einem Eingriff in das Schutzgut 

Boden verbunden. Der Bebauungsplan setzt in Anlehnung an die Obergrenzen für Allgemeine Wohn-

gebiete gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO eine Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 fest. Dadurch kann die Be-

bauung in ihrer Dichte an das städtebauliche Umfeld anknüpfen und zugleich eine der Lage des Plan-

gebietes entsprechende bauliche Nutzung der Grundstücke ermöglichen. Bodenversiegelungen führen 

allgemein zu einer Verdichtung des Bodens und einem erhöhten Oberflächenabfluss des Niederschlag-

wassers bei gleichzeitiger Verringerung der Grundwasserneubildung. Da es sich weitgehend um schon 

stark anthropogen gestörte Flächen handelt, ist mit keiner großen Minderung des Schutzgutes Boden 

zu rechnen. Eine Bodenfunktionsbewertung liegt nicht vor. Bei Baumaßnahmen, die der Innenraum-

entwicklung dienen und eine Fläche von 20.000 m² nicht überschreiten, ist eine Kompensation des 

Schutzgutes Boden nicht erforderlich. Im Allgemeinen lassen sich bodenspezifische Minderungsmaß-

nahmen treffen. Zu beachten sind im Rahmen der Umsetzung / Realisierung der einzelnen Bauvorha-

ben insbesondere die folgenden Aspekte bzw. Maßnahmen (HMUELV (2011)1): 

• Nach § 202 BauGB ist in der Bauphase der Mutterboden zu erhalten und zu schützen, 

• Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 19731), 

• Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Verwertung des Bodenaushubs, 

• Verwendung von Baggermatten bei verdichtungsempfindlichen Böden vor dem Befahren und Bö-

den mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad, 

• Errichtung von Bauzäunen, um besonders empfindliche Böden vor Befahren zu schützen, 

•  Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von Böden, 

• Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden nach Bauende und vor Auftrag des Oberbodens. 

Die folgenden Festsetzungen des Bebauungsplanes bzw. die gesetzlichen Regelungen sind grundsätz-

lich dazu geeignet, die Eingriffswirkungen für den Boden- und Wasserhaushalt wirksam zu minimieren: 

• Oberflächenbefestigung 

 
1 HMUELV (2011): Bodenschutz in der Bauleitplanung - Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbe-
langen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen. 
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Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze sind mit Aus-

nahme der Zu- und Abfahrten, soweit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen, was-

serdurchlässig auszuführen. Als wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflas-

tersysteme, Porenpflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Ein-

fachbefestigungen wie z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 

• Grundstücksfreiflächen:

100 % der nicht überbauten Grundstücksflächen (nicht bebaubare Fläche gem. BauNVO) sind als 

Gartenflächen, Grünflächen oder Pflanzbeete anzulegen und zu unterhalten. Mindestens 30 % der 

Grundstücksfreiflächen, jedoch mind. 100 m², sind als Ersatzpflanzungen mit insektenfreundlichen 

Gehölzen (heimische, standortgerechte Arten) mit einem Anteil von 20% heimischer Laubbaumar-

ten (vorzugswiese Obstgehölze) mit Laubgehölzen der Artenauswahl E 1 - 3 zu bepflanzen.

Zur Verbesserung des Nahrungsangebots sind mind. 30% der nicht überbauten Grundstücksflä-

chen zur Anlage und zum dauerhaften Unterhalt von insektenfreundlichen Blühsäumen und Stau-

denbeeten mit besonderer Qualität als Nahrungsquelle für Girlitz, Fitis und Heckenbraunelle vor-

zusehen.

Bei Abgang sind die Bäume und Sträucher gleichwertig zu ersetzen.

Die gemäß den zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden oder zu erhaltenen Bäume und 

Sträucher können zur Anrechnung gebracht werden. Es gilt: 1 Baum / 100 m², 1 frei wachsender 

Strauch / 5 m². Zur Artenauswahl vgl. Artenauswahlliste E.

Dachbegrünung:

Die Gebäudedächer von Neubau-Flachdächern < 10° Dachneigung sind fachgerecht extensiv zu 

begrünen, die Mindestsubstratstärke beträgt dabei 12 cm. Dies gilt nicht für Gauben-/Zwerch-

hausdächer < 10 m².

• Begrünung von baulichen Anlagen:

Garagen- und Carportwände ohne Öffnungen sowie fensterlose Wandabschnitte von sonstigen 

Nebenanlagen > 15 m² sind durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubsträuchern der Ar-

tenauswahllisten E 2 und 3 dauerhaft zu begrünen oder mit rankenden, schlingenden oder klet-

ternden Pflanzen, z. B. entsprechend Pflanzliste E 4, flächig und dauerhaft zu begrünen. Für nicht-

klimmende Pflanzen ist eine Rankhilfe vorzusehen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und 

bei Verlust zu ersetzen. Je Kletterpflanze ist eine Pflanzfläche von mindestens 1,0 m² herzustellen. 

Als Richtwert gilt eine Pflanze pro 2,0 m Wandlänge

• Innerhalb der Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind die vorhandenen Bäume zu erhalten, 

dauerhaft regelmäßig zu kontrollieren und fachgerecht zu pflegen. 
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Die zu erhaltenden Bäume innerhalb der o. g. festgesetzten Flächen und der Solitärbaum umfassen 

folgende Nummern (vgl. Baumgutachten Karte, S. 20):  

• Nordöstlicher Bereich entlang der Straße “Zum Wingert”: Nr. 3 bis 10 

• Östlicher Bereich entlang der Brunnenstraße: Nr. 36 bis 39  

• Südlicher zusammenhängender Baumbestand: Nr. 18, 19, 21 bis 25, 27, 29 bis 35  

• Solitär Eiche -mittig gelegen-: 16  

Die Bäume sind mit der jeweiligen Nummer (aus dem Baumgutachten) mittels Plakette im Plange-

biet markiert. 

Bei Abgang sind standortgerechte, hitze- und trockenresistente Laubbäume im Verhältnis 1:1 

nachzupflanzen (siehe Artenauswahlliste E 1). Hierbei sind die erforderlichen Grenzabstände der 

Bäume gemäß § 38 Hessisches Nachbarrechtsgesetz zu berücksichtigen.  

Bauliche Anlagen sind innerhalb dieser Flächen unzulässig. Hiervon ausgenommen sind erforderli-

che Einfriedungen (vgl. Festsetzung B 3) gegenüber dem Straßenraum. 

• Die zu erhaltenden Bäume sind während der Bauarbeiten gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 

Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu schützen. Dies gilt auch für 

Bäume auf angrenzenden Grundstücken. Auf den Verbleib eines ausreichend großen Wurzelraums 

ist zu achten. 

• Bauliche Anlagen, die einen Eingriff in den Wurzelraum der zu erhaltenden Bäume darstellen (z. B. 

Fundamente, Bodenplatten u. a. m.) sind in den Schutzabständen der zu erhalten-den Bäume (vgl. 

Seite 17 + 18 des beiliegenden Baumgutachtens) unzulässig. Die Einhaltung ist im Rahmen der 

ökologischen Bauüberwachung zu sichern. 

• Zur Überwachung der Umsetzung der Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sowie Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen ist eine ökologische Bauüberwachung durch eine geeignete Fachkraft vor-

zusehen. Für Baumaßnahmen, die den Schutzbereich der zu erhaltenden Bäume (siehe Ziffer A 

10.3) tangieren können, ist ebenfalls eine ökologische Bauüberwachung erforderlich. 

• Je Symbol in der Planzeichnung ist ein standortgerechter einheimischer Laubbaum der Artenliste 

E 1 anzupflanzen. Eine Verschiebung der Standorte der gemäß den zeichnerischen Festsetzungen 

anzupflanzenden Bäume um bis zu 10 m ist zulässig. 

• Dacheindeckung: 

Zulässig sind bei geneigten Dächern nicht spiegelnde, nicht glänzende oder reflektierende Materi-

alien wie Tonziegel und Dachsteine in den Farben Naturrot, Brauntönen und Anthrazit. 

Flach geneigte Dächer (0 bis 10°) sind generell extensiv zu begrünen. Darüber hinaus sind extensive 

Dachbegrünungen und Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie zulässig. Die Festsetzungen 
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zur Dacheindeckung gelten auch für Garagen und Carports, Nebenanlagen und untergeordnete 

Dächer. 

Von der extensiven Begrünung ausgenommen sind notwendige Fensteröffnungen, technische Auf-

bauten, Attiken, Oberlichter und zur Begehung vorgesehene Flächen (z. B. Dach-terrassen). 

• Standflächen für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweiligen Ge-

bäude zu integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken, Laubsträuchern oder Kletter-

pflanzen der Artenauswahllisten 3 und 4 dauerhaft zu begrünen bzw. durch Pergolen oder Müll-

behälterschränke gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen.  

• Einfriedungen sind ausschließlich offen in Form von Gehölzpflanzung (Hecken) oder als licht- und 

luftdurchlässige Zäune aus Holz, Drahtgeflecht oder Metall bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m 

über Geländeoberkante, im Bereich der seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenze bis max. 

1,60 m Höhe, zulässig. Draht- oder Metallzäune (Stabgitter oder vergleichbares) sind nur in Ver-

bindung mit einer dauerhaften Begrünung mit einheimischen, standortgerechten Kletterpflanzen 

oder Sträuchern der Artenauswahlliste E Nr. 3 und Nr. 4 zulässig. Die Verwendung von Kunststoff-

materialien, wie z. B. Streifen in Stabgitterzäunen, ist unzulässig. 

• Bei Einfriedungen, Einzäunungen und Sichtschutzzäunen ist ein Mindestbodenabstand von 15 cm 

einzuhalten, um die Durchgängigkeit für Kleintiere zu gewährleisten. Mauer- und Betonsockel sind 

unzulässig, soweit es sich nicht um erforderliche Stützmauern handelt. Punktförmige Fundamente 

zur Befestigung sind zulässig. 

• Hangbefestigungen wie Stützmauern, Gabionenwände, Natursteinmauern für Aufschüttungen 

oder Abgrabungen des Geländes sowie Abböschungen sind zu öffentlichen Verkehrsflächen auf 

eine maximale Höhe von 1,00 m über der natürlichen Geländeoberfläche zu begrenzen. Stützmau-

ern sind mit dauerhaften Kletterpflanzen in Anlehnung an die Artenauswahlliste Nr. 4 zu beranken 

oder durch vorgesetzte Trockenmauern zu verkleiden.  

• Zuwege und Zufahrten, Hofflächen und Stellplätze sind auf ein notwendiges Mindestmaß zu be-

schränken, und soweit es die Art der Nutzung und Barrierefreiheit zulassen, mit wasserdurchlässi-

gen Befestigungen (Rasenkammersteine, Schotterrasen oder wasserdurchlässiges Pflaster mit ei-

nem Mindestfugenanteil von 20 % bzw. Fugenbreite von mind. 20 mm) zu versehen. 

• Die flächige Anlage von Kies-, Steinschüttungen und Schottergärten ist unzulässig, soweit sie nicht 

dem Spritzwasserschutz am Gebäude (bis zu 50 cm breit) dienen. Die Verwendung von Geovlies 

und Kunststofffolien sowie Kunstrasen ist unzulässig. 

• Die Vorgartenzone zwischen Hauskante und Straßenraum ist, soweit nicht für Stellplätze und Zu-

wegungen erforderlich, als Grünfläche zu gestalten und zu bepflanzen.  

• Offene Stellplätze sind mit Bäumen zu überstellen. Für 5 Stellplätze ist ein standortgerechter, hitze- 

und trockenheitsresistenter Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 14 cm in 1 m Höhe 
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gemessen zu pflanzen. Die einzelnen Baumscheiben müssen mindestens 6 m² groß sein und sind 

zu bepflanzen. Die Pflanzflächen und Bäume sind gegen ein Befahren durch Baumbügel zu sichern. 

• Verwendung von Niederschlagswasser 

Das auf den Grundstücken der Baugebietsflächen WA 1, WA 2 und WA 4 sowie der Privatstraße 

anfallende Niederschlagswasser, das nachweislich nicht versickert werden kann, muss über Re-

tentionszisternen abgeleitet werden. Ein Abfluss aus den auf privatem Grund zu errichtenden Re-

tentionszisternen in den öffentlichen Kanal ist nur gedrosselt zulässig. Der Drosselabfluss des Ab-

laufes der Retentionszisternen darf maximal 15 l/s*ha betragen, bezogen auf die undurchlässige 

Fläche (AU) des angeschlossenen Grundstückes. Das Rückhaltevolumen der Retentionszisternen 

ist nach dem Arbeitsblatt DWA-A 117 der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 

und Abfall e. V. mit einer Überschreitungswahrscheinlichkeit von einmal in 5 Jahren zu bemessen. 

• Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation 

ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 

wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Be-

lange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 

• Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet 

werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 

4 Satz 1 HWG). 

• Vermeidungsmaßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz 

Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich die Maßgaben 

der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich insbesondere nach 

den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist auf einen schichtweisen Ausbau (und spä-

teren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. Oberboden ist getrennt von Unterboden auszubauen 

und zu verwerten, wobei Aushub und Lagerung gesondert nach Humusgehalt, Feinbodenarten und 

Steingehalt erfolgen soll. 

Um die Verdichtung durch Auflast zu begrenzen, ist die Mietenhöhe des humosen Oberbodenma-

terials auf höchstens 2 m zu begrenzen (DIN 19731). Die Bodenmieten sind zu profilieren und zu 

glätten und dürfen nicht verdichtet werden (keine Befahrung der Bodenmiete!). 

Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich nach dem Feuchtezustand. Es ist darauf zu ach-

ten, dass kein nasses Bodenmaterial umgelagert wird. Böden mit weicher bis breiiger Konsistenz 

– stark feuchte (Wasseraustritt beim Klopfen auf den Bohrstock) bis nasse (Boden zerfließt) Böden 

- dürfen nicht ausgebaut und umgelagert werden (siehe DIN 19731). Fühlt sich eine frisch freige-

legte Bodenoberfläche feucht an, enthält aber kein freies Wasser, ist der Boden ausreichend ab-

getrocknet und kann umgelagert werden. 
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Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und 

Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 und DIN 18915 durchzuführen. 

Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Außerdem wird empfohlen, den Boden auf 

zukünftigen Vegetationsflächen vor Auftrag des Mutterbodens (Oberbodens) tiefgründig zu lo-

ckern. 

• Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes darauf zu 

achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen Unterbodenschichten 

nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei irreversibler Verdichtung 

funktional zerstört werden. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme ist auf rekultivierten Flächen Pflanzenwachstum nur auf unge-

störten Böden uneingeschränkt möglich. Bei den Baumaßnahmen ist strikt auf die Witterungsver-

hältnisse zu achten. 

• Vermeidung von Stoffeinträgen 

Um baubedingte Schadstoffeinträge in Boden und Wasserhaushalt zu vermeiden, sind die Schutz-

bestimmungen für Lagerung und Einsatz von wasser- und bodengefährdenden Stoffen, z. B. über 

Öl, Schmier- oder Treibstoffe, zu beachten. Die Lagerung dieser Stoffe ist auf befestigte Flächen zu 

beschränken. 

• Artenschutz 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme): 

Anbringung von drei geeigneten Fledermauskästen für gebäudebewohnende Fledermäuse (z. B. 

Hasselfeldt Fledermaus Wandquartier oder Schwegler Fledermaus-Universal-Sommerquartier 

2FTH oder vergleichbares) und drei geeigneten Fledermauskästen für baumbewohnende Fleder-

mäuse (z. B. Hasselfeldt Fledermaus Großraumhöhle oder Schwegler Fledermaus-Universal-Som-

merquartier 2FTH oder vergleichbares). Die Kästen sind an einer geeigneten unbeleuchteten Stelle 

in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden oder vorspringenden Gebäudeteilen zu montieren. Die Käs-

ten sind regel-mäßig zu pflegen 

2.2 Klima, Luft und Immissionsschutz 

Laut Klimafunktionskarte von Hessen (2003) liegt das Plangebiet in einem Potentiell aktiven Kaltluf-

tentstehungsgebiet. Hierbei handelt es sich vor allem um landwirtschaftlich genutzt Freiflächen (Wie-

sen, Felder, Äcker mit geringem Gehölzbestand) auf denen sich insbesondere bei guten nächtlichen 

Ausstrahlungen die Oberfläche und somit auch die darüber liegenden Luftmassen verhältnismäßig 

rasch abkühlen (HNLUG (2016), Leitfaden Klimprax). Hinsichtlich seiner Bedeutung für das Schutzgut 

Klima wird der Schutzwert des Plangebietes allerdings mit gering eingestuft (Klimabewertungskarte, 

2003). 
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Aufgrund der Ortslage sowie die umgebenden Straßen unterliegt das Plangebiet Einflüssen von Fein-

staub- und Stickstoffimmissionen. Die vorhandenen Gehölze und Bäume sowie die Ruderalflächen sor-

gen für eine nächtliche Abkühlung. Durch die geplante Flächenversiegelung ist mit einer schnelleren 

Verdunstung und zunehmender Wärmespeicherung durch Gebäude und Asphaltdecken und, dadurch 

bedingt, mit einem geringfügigen und lokal begrenzten Anstieg der Durchschnittstemperatur zu rech-

nen.  

Eingriffsbewertung 

Durch die Planung sind damit keine nennenswerten Eingriffswirkungen auf das Klima der Umgebung 

zu erwarten. Kleinklimatische Auswirkungen werden sich auf das Plangebiet selbst beschränken, wo 

mit einer Einschränkung der Verdunstung und einem geringfügigen Anstieg der Durchschnittstempe-

ratur zu rechnen ist. Wirksame Möglichkeiten zur Minimierung der beschriebenen Effekte bestehen 

vor allem in einer großzügigen, die Beschattung fördernden Bepflanzung der nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen. 

Die durch den Bebauungsplan ermöglichte Bebauung wird keine besonderen, für die Luftqualität ent-

sprechender Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, so dass die Planung zu keinen erhebli-

chen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität 

führen wird.  

2.3 Tiere und Pflanzen  

2.3.1 Biotop- und Nutzungstypen 

Zur Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen des Plangebietes wurde Juli 2019 eine Geländebegehung 

durchgeführt. Die Ergebnisse werden nachfolgend beschrieben und sind in der Bestandskarte (Anhang) 

kartografisch umgesetzt. Die Biotoptypen wurden gemäß Hessischer Kompensationsverordnung vom 

10.11.2018 erhoben. Bei einem § 13 a Verfahren ist keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung nötig.  

Biotop- und Nutzungstypen: 

02.200 Gebüsch, heimischer Arten, frischer Standort 

In der südwestlichen Ecke des Plangebietes an der Grenze zum Tulpenweg hat sich ein Gebüsch aus 

einheimischen Arten mit Holunder, Hartriegel, Brombeere und Kompasslattich entwickelt. Diese Arten 

sind typisch für eine fortschreitenden Sukzession einer Ruderalfläche.  

02.500 Hecke aus Ziergehölzen 

An die Ruderalfläche grenzt im Westen ein Metall-Gitterzaun mit dahinterliegendem Garten an. Ent-

lang des Zaunes verläuft auf Gartenseite ein schmaler Ruderalstreifen mit anschließender Hecke aus 

Ziergehölzen u.a. Hartriegel (Cornus sanguinea), Hortensien (Hydrangea spec.), Rhododendron (Rho-

dodendron spec.). 
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Abb. 6: Hecke aus Ziergehölzen, Blickrichtung Süden 

04.110 Einzelbaum einheimisch, standortgerecht 

Am Rand des Plangebietes zum Tulpenweg hin stehen ein Walnussbaum sowie an der nordwestlichen 

Ecke Tulpenweg / Nachbargrundstück ein Bergahorn sowie zwei kleine Ebereschen. Im Villengarten 

fällt außerhalb des Baumbestandes eine einzelnstehende mächtige Eiche auf, deren Erhalt erstrebens-

wert wäre. 

 
Abb. 7: Ruderalfläche mit Bergahorn und Ebereschen im Hintergrund, Blickrichtung Nordwesten. 

04.210 Baumreihe, heimisch 

Entlang der Brunnenstraße wird das Grundstück auf Flurstück 585/2 durch eine hohe Baumreihe weit-

gehend heimischer Arten von dieser abgeschirmt. Dabei handelt es sich v.a. um Ahornbäume, Buchen 

und Ziergehölze wie Trauerweide, Blutpflaume und Eibe. 
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Abb. 8: Mit Wildem Wein und Efeu bewachsener Gartenzaun, dahinter Baumreihe aus heimischen und nicht-

heimischen Gehölzen. Brunnenstraße, Blickrichtung Süden. 

04.210 Baumgruppe, heimisch 

Der südliche Teil des Grundstückes mit der Flurstücknummer 585/2 wird von einer großen Baum-

gruppe überwiegend heimischer Arten eingenommen. Soweit von außen erkennbar handelt es sich 

hierbei u.a. um Ahornbäume, Buchen und Eichen.  

09.123 Artenarme Ruderalvegetation 

Während der westliche Teil des Plangebietes von einer artenreichen Ruderalvegetation eingenommen 

wird, stellt sich ein kleiner Bereich im Norden als relativ artenarm dar. Hier konnte ein Bestand an 

Kanadischer Goldrute (Solidago canadensis) die restliche Vegetation verdrängen. 

09.124 Arten- oder blütenreiche Ruderalvegetation 

Der westliche Teil des Plangebietes wird von einer artenreichen Ruderalvegetation eingenommen. Da-

bei fällt auf, dass im westlichen Teil noch typische Ruderalpflanzen dominieren, während zum Osten 

hin die Gräser deutlich zunehmen. Von den äußeren Randbereichen wachsen vereinzelt Ableger von 

Ahorn, Eiche, Walnuss und Holunder ein. 

Im westlichen Teil der Fläche fanden sich u.a. folgende Pflanzen: 

Achillea millefolium  Schafgarbe 

Artemisia vulgaris  Beifuß 

Atriplex sagittata  Glanz-Melde 

Bryonia spec.   Zaunrübe 

Capsella bursa-pastoris  Hirtentäschel 

Chenopodium album  Weißer Gänsefuß 

Chrysanthemum parthenium Mutterkraut 

Cirsium arvense   Ackerkratzdistel 

Cornus sanguinea  Hartriegel 

Galium aparine   Kletten-Labkraut 
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Lactuca serriola   Kompasslattich 

Lathyrus spec.   Platterbse 

Leucanthemum vulgare  Margerite 

Papaver rhoeas   Klatschmohn 

Reseda luteola   Färber-Resede 

Rubus spec.   Brombeere 

Rumex obtusifolius  Stumpfblättriger Ampfer 

Senecio inaequidens  Schmalblättriges Greiskraut 

Silene latifolia   Weiße Lichtnelke 

Sonchus spec.    Gänsedistel 

Urtica dioica   Brennnessel 

Verbascum thapsus  Kleinblütige Königskerze 

  
Abb. 9: Westliche Teil der Brachfläche, Blickrichtung Süden. 

Im östlichen Bereich fanden sich u.a. folgende Pflanzen: 

Achillea millefolium  Schafgarbe 
Agrostis capillaris  Rotes Straußgras 
Alopecurus pratensis  Wiesen-Fuchsschwanz 
Anthoxanthum odoratum Ruchgras 
Arrhenatherum elatius  Glatthafer 
Centaurea jacea  Wiesen-Flockenblume 
Chrysanthemum parthenium Mutterkraut 
Cirsium arvense   Ackerkratzdistel 
Dactylis glomerata  Knäuelgras 
Daucus carota   Wilde Möhre 
Gallium mollugo  Wiesen-Labkraut 
Holcus lanatus   Wolliges Honiggras 
Lactuca serriola   Kompasslattich 
Lysimachia punctata  Punktierter Gelbweiderich 
Poa trivialis   Gemeines Rispengras 
Prunella vulgaris  Kleine Brunelle 
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Rumex crispus   Krauser Ampfer 
Rumex obtusifolius  Stumpfblättriger Ampfer 
Stellaria graminea  Grasmiere 
Trifolium pratense  Rotklee 
Verbascum thapsus  Königskerzen 
Rubus spec.   Brombeere 

 
Abb. 10: Östliche Teil der Brachfläche, Blickrichtung Nordosten. 

10.230 Rohböden 

Am Rand des Plangebietes befindet sich ein ca. 90 m² großes Areal mit relativ neu aufgeschüttetem 

Bodenmaterial vermengt mit Steinen. Dieser Bereich war zum Zeitpunkt der Begehung noch weitge-

hend vegetationsfrei. 

 
Abb. 11: Bodenaufschüttung, Rohboden am Rand zum Tulpenweg, Blickrichtung Süden. 

10.510 völlig versiegelte Fläche (altes Schwimmbecken) 

Auf Flurstück 585/2 befindet sich ein altes Schwimmbecken, welches zum Zeitpunkt der Begehung 

nicht in Benutzung war.  
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10.520 Nahezu versiegelte Fläche, Pflaster 

Zufahrten, Parkplatzstellplätze und Terrassen innerhalb des Plangebietes, sind, soweit von außen er-

kennbar, gepflastert. 

 

10.530 Schotterfläche 

Ein kleiner Bereich des Plangebiets am Rand zwischen Bodenaufschüttung und Tulpenweg ist geschot-

tert. 

10.710 Dachfläche, nicht begrünt 

Die Dächer der Häuser im Plangebiet sind nicht begrünt. 

10.741 begrünte Pergola 

Angrenzend an die Hecke aus Ziergehölzen auf Flurstück Nummer 858/2 befindet sich eine verfallene 

mit Blauregen überwucherte Pergola. 

11.221 Arten- und strukturarmer Hausgarten 

Der östliche und nördliche Teil des Plangebietes wird von Hausgärten eingenommen. Diese sind von 

dichten Hecken zum Nachbarn und der Straße abgeschirmt. Soweit von außen einsehbar, handelt es 

sich um arten- und strukturarme Gärten, die hauptsächlich Vielschnittrasen und einzelne Sträucher 

aufweisen. Lediglich der große Garten an der Brunnenstraße weißt einen größeren Baumbestand auf.  

Die Hecken bestehen aus einem Gemisch aus heimischen und nichtheimischen Gehölzen: 

Acer campestre  Feldahorn 
Prunus laurocerasus Kirschlorbeer 
Corylus avellana Haselnuss 
Acer platanoides Spitzahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Thuja spec.   Thuja 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Bewertung der Biotop- und Nutzungstypen 

Das Plangebiet wird hauptsächlich von einer Ruderalfläche und artenarmen Hausgärten eingenom-

men. Daneben finden sich Heckenstrukturen heimischer und nicht heimischer Arten sowie einer grö-

ßeren Gehölzgruppe im Süden des Villengarten. Außerdem gibt es noch Gebäude, Pflasterflächen und 

kleinere Flächen anderer Nutzungstypen, die nur eine geringe bis mittlere Wertigkeit besitzen. Der 

Ruderalvegetation sowie den Gehölzen heimischer Arten kommt eine höhere Wertigkeit zu, da diese 

für Vögel, Insekten und Kleinsäuger einen wichtigen Nahrungs- und Lebensraum darstellen können. 

Den strukturarmen Gärten und Hecken kann lediglich in geringem Maße diese Bedeutung zukommen. 

Die Biotoptypen werden nach der Hessischen Kompensationsordnung bewertet (Tab. 1). 
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Tab. 1: Biotoptypen und Biotopwertepunkte nach Hessischer Kompensationsverordnung (Anlage 3): 

 

2.3.2 Artenschutz 

Der vorliegende Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AF, Stand 07.05.2026) überprüft, ob durch das ge-

plante Bauvorhaben geschützte Arten betroffen sind. Falls dies der Fall ist, ist sicherzustellen, dass 

durch geeignete Maßnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintreten. Für eine ge-

naue Beschreibung der Methodik und der Wirkanalysen sowie die Prüfbögen sei auf den Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag verwiesen. An dieser Stelle erfolgt nur eine Zusammenfassung der Ergebnisse. 

Insgesamt sind Auswirkungen auf die Tierwelt denkbar. Als Resultat der Vorauswahl (vgl. Artenschutz-

fachbeitrag Kap. 2.1.2.1.) weist das Plangebiet unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und der 

Habitatausstattung Qualitäten als Lebensraum für Vögel, Fledermäuse, Reptilien und Amphibien auf. 

Infolge dessen ergibt sich das Erfordernis der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

Aus der Analyse sind als artenschutzrechtlich relevanten Vogelarten Fitis, Girlitz, Heckenbraunelle und 

Türkentaube sowie als artenschutzrechtlich relevante Fledermausarten Abendsegler, Breitflügelfle-

dermaus, Kleinabendsegler und Zwergfledermaus hervorgegangen.  

Reptilien oder der Laubfrosch konnten trotz gezielter Nachsuche nicht nachgewiesen werden. 

Vögel 

Fitis, Girlitz, Heckenbraunelle 

Im Gehölzbestand innerhalb des Geltungsbereichs konnte 2019 jeweils ein Revier von Fitis und Girlitz 

festgestellt werden. Diese konnten 2026 nicht bestätigt werden. Allerdings wird ein Revier der Hecken-

braunelle als sehr wahrscheinlich angenommen. Derartige Verschiebungen sind nicht ungewöhnlich 

und treten aufgrund der jährlich neu gewählten Brutplätze freibrütender Arten regelmäßig auf. Hierbei 

WP /qm

Typ-Nr. Bezeichnung Kurzform § 30 LRT

Zusatz-

bewertung

1. Bestand vor Eingriff

02.200 Gebüsch, heimischer Arten, frischer Standort  -  -  - 39

02.500 Hecke aus Ziergehölzen  -  -  - 20

04.110 Einzelbaum einheimisch, standortgerecht  -  -  - 34

04.210 Baumreihe, heimisch  -  -  - 34

04.210 Baumgruppe, heimisch  -  -  - 34

09.123 Artenarme Ruderalvegetation  -  -  - 25

09.124 Arten- oder blütenreiche Ruderalvegetation  -  -  - 41

10.230 Rohböden  -  -  - 23

10.510 Völlig versiegelte Fläche (altes Schwimmbecken)  -  -  - 3

10.520 Nahezu versiegelte Fläche, Pflaster  -  -  - 3

10.530 Schotterfläche  -  -  - 6

10.710 Dachfläche, nicht begrünt  -  -  - 3

10.741 Begrünte Pergola  -  -  - 19

11.221 Arten- und strukturarmer Hausgarten  -  -  - 14

Nutzungstyp nach Anlage 3 KV
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spielen neben den räumlichen Verschiebungen und jährlichen Bestandsschwankungen auch noch Fak-

toren wie intra- und interspezifischen Konkurrenzsituationen auf. Vorhandene Bäume und Gehölze bie-

ten hierbei nur einer begrenzten Anzahl von Vögeln einen ausreichenden Lebensraum um Reviere (und 

Bruten) zu etablieren. Daher sind jährliche Veränderungen im Artenspektrum normal. Hinsichtlich der 

Habitatausstattung ist jedoch festzuhalten, dass die vorhandenen Bäume und Gehölze offensichtlich 

regelmäßig von verschiedenen artenschutzrechtlich besonders zu berücksichtigenden Vogelarten fre-

quentiert werden. Dementsprechend sind artenschutzrechtliche Konflikte möglich. Durch die ähnlichen 

Habitatansprüche der Arten ist die Eingriffserheblichkeit aus fachgutachterlicher Sicht für alle Arten 

ähnlich zu bewerten. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten) kann für den Girlitz nach der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungs-

maßnahmen und Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 4 „Anhang Prüfbo-

gen“). Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen:  

Vermeidungsmaßnahme 

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 

Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 

Fachgutachterliche Einschätzung 

Durch das Wegfallen von Gehölzen geringer Größe wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-

sammenhang nicht gefährdet. Aus diesem Grund werden CEF-Maßnahmen nicht für notwendig erach-

tet. Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind, stetig zu-

rückgeht, werden jedoch folgende Maßnahmen empfohlen: 

• Ersatzpflanzungen von insektenfreundlichen Gehölzen (heimische, standortgerechte Arten) mit ei-

nem Anteil von 20% heimischer Laubbaumarten (vorzugswiese Obstgehölze) auf einer Fläche von 

mind. 100 m². 

• Zur Verbesserung des Nahrungsangebots sind mind. 30% der nicht überbauten Grundstücksflä-

chen zur Anlage und zum dauerhaften Unterhalt von insektenfreundlichen Blühsäumen und Stau-

denbeeten mit besonderer Qualität als Nahrungsquelle für Girlitz, Fitis und Heckenbraunelle vor-

zusehen.  

Grünfink 

Außerhalb des Planbereichs konnte ein Revier des Grünfinks festgestellt werden. Somit wird das Revier 

durch die Planungen weder direkt noch indirekt betroffen. Der Verlust von Ruhe- und Fortpflanzungs-

stätte oder die Gefahr von Individuenverlusten kann somit ausgeschlossen werden.  
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Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten) kann für den Grünfink ausgeschlossen werden.  

Türkentaube 

Im Plangebiet, aber Außerhalb des Eingriffsbereichs konnte ein Revier des Grünfinks festgestellt wer-

den. Somit wird das Revier durch die Planungen weder direkt noch indirekt betroffen. Der Verlust von 

Ruhe- und Fortpflanzungsstätte oder die Gefahr von Individuenverlusten kann somit ausgeschlossen 

werden.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten) kann für die Türkentaube ausgeschlossen werden.  

Fledermäuse 

Abendsegler 

Aufgrund der artspezifischen Quartierpräferenzen sind Quartiere des Abendseglers innerhalb des Plan-

bereichs auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten) kann für den Abendsegler ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 4 „Anhang Prüf-

bogen“).  

Breitflügelfledermaus, Kleinabendsegler, Zwergfledermaus 

Quartiere von Breitflügelfledermaus, Kleinabendsegler und Zwergfledermaus sind aufgrund der Nach-

weishäufigkeit und artspezifischen Quartierpräferenzen im Planbereich möglich. Dementsprechend 

sind artenschutzrechtliche Konflikte möglich.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Erhebliche Störung) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstören von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten) kann für Breitflügelfledermaus, Kleinabendsegler und Zwergfledermaus nach 

der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 

ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 4 „Anhang Prüfbogen“). Hierbei wird die Möglichkeit von Temporär-

quartieren und wechselnden Quartieren (Worst-Case-Annahme) herangezogen. Es sind folgende Maß-

nahmen umzusetzen:  

Vermeidungsmaßnahmen: 

• Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch oder Umbau vorgesehen sind, sind unmittelbar 

vor Durchführung von Abbruch- oder erheblichen Umbauarbeiten durch einen Fachgutachter auf 

Quartiere von Fledermäusen zu untersuchen. Hierbei festgestellte Quartiere im Sinne des § 44 Abs. 
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3 BNatSchG sind so lange zu erhalten, bis von der zuständigen Naturschutzbehörde anderweitigen 

Maßnahmen zugestimmt wurde.  

• Höhlenbäume sind vor einer Rodung durch eine qualifizierte Person auf Vorkommen von Quartie-

ren hin zu überprüfen. Hierbei festgestellte Quartiere im Sinne des § 44 Abs. 3 BNatSchG sind so 

lange zu erhalten, bis von der zuständigen Naturschutzbehörde anderweitigen Maßnahmen zuge-

stimmt wurde.  

• Eine direkte Beleuchtung von Bäumen und Gehölzen sowie von Bereichen mit Quartiereinflügen 

an Gebäuden ist zu vermeiden.  

• Es sind nur voll abgeschirmte Leuchten (besonders Wandleuchten) einzusetzen, die das Licht aus-

schließlich nach unten abstrahlen (“down-lights“). 

• Es sind ausschließlich Leuchtmittel (z. B. LED-Technik) mit einer Farbtemperatur von maximal 

3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) zu verwenden (SCHROER et al. 2019, JIN et al. 2015). 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme): 

• Anbringung von drei geeigneten Fledermauskästen für gebäudebewohnende Fledermäuse (z. B. 

Hasselfeldt Fledermaus Wandquartier oder Schwegler Fledermaus-Universal-Sommerquartier 

2FTH oder vergleichbares) und drei geeigneten Fledermauskästen für baumbewohnende Fleder-

mäuse (z. B. Hasselfeldt Fledermaus Großraumhöhle oder Schwegler Fledermaus-Universal-Som-

merquartier 2FTH oder vergleichbares). Die Kästen sind an einer geeigneten unbeleuchteten Stelle 

in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden oder vorspringenden Gebäudeteilen zu montieren. Die Käs-

ten sind regelmäßig zu pflegen.  

Aus fachgutachterlicher Sicht stehen der Planung unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maß-

nahmen keine artenschutzrechtlichen Konflikte entgegen.  

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung ei-

ner Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

2.3.3 Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete 

Das Plangebiet ist nicht Teil eines Gebietes gemeinschaftlicher Bedeutung und/oder Europäischen Vo-

gelschutzgebiets (Abb. 12). Die nächsten FFH-Gebiete sind das knapp 2,2 km entfernte nordwestlich 

gelegene FFH–Gebiet DE 5519-305 „Basalthügel des Vogelbergs im Randbereich zur Wetterau“ sowie 

das 1,56 km östlich gelegene FFH-Gebiet DE 5419-301 „Wetterniederung bei Lich“. Das nächstgelegene 

Vogelschutzgebiet ist das 1,5 km östlich gelegene VGS Nr. 5519-401 „Wetterau“ (Quelle: www.gru-

schu.hessen.de, Datenzugriff: 19.08.2019). Räumlich ist das Plangebiet durch die Ortslage Lich von den 

Schutzgebieten getrennt. Da das geplante Vorhaben außerhalb des Einwirkungsbereiches des FFH-Ge-

bietes FFH-Gebiet Nr. 5519-305 „Basalthügel des Vogelbergs im Randbereich zur Wetterau“ und des 

Vogelschutzgebietes Vogelschutzgebiet Nr. 5519 -401 „Wetterau liegt, können negative Auswirkungen 

ausgeschlossen werden. 



Umweltfachbeitrag – Bebauungsplan Nr. 47 „Tulpenweg“, Lich 2 Bestandsaufnahme und - bewertung 

29 

 
Abb. 12: Räumliche Lage des nächstgelegenen Vogelschutz-(blau) bzw. FFH-(grün) Gebietes zum Plangebiet (rot) 

(Quelle: www.naturreg.hessen.de, Datenzugriff: 19.08.2019) 

2.3.4 Gesetzlich geschützte Biotope /FFH-Lebensraumtypen (FFH-LRT) 

§ 30 des BNatSchG sowie § 13 des HAGBNatSchG (Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-

schutzgesetz) schützen bestimmte Biotoptypen, die aus naturschutzfachlicher Sicht als wertvoll einzu-

stufen sind. In diesen Biotopen sind Handlungen verboten, welche zu einer Zerstörung oder erhebli-

chen Beeinträchtigung dieses Biotops führen können. Ausnahmen sind nur dann zulässig, wenn die 

Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. 

Folgende Biotoptypen sind laut § 30 BNatSchG geschützt: 

1. Naturnahe Bereiche fließender / stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der zu-

gehörigen uferbegleitenden natürlichen / naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen / natur-

nahen Vegetation sowie ihrer natürlichen / naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme und regel-

mäßig überschwemmter Bereiche; 

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenriede, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, Quellberei-

che, Binnenlandsalzstellen; 

3. Offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und Lösswände, 

Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, Schwermetallra-

sen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte; 

4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, subalpine Lärchen- 

und Lärchen-Arvenwälder; 

5. Offene Felsbildungen, Höhlen sowie naturnahe Stollen, alpine Rasen sowie Schneetälchen und 

Krummholzgebüsche; 

6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer mit Verlan-

dungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und sonstige ma-

rine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe mit bohrender Bodenme-

gafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand- und Schellbereiche im Meeres- und Küstenbereich. 

Plangebiet 

FFH-Gebiet Nr. 5519-305 
„Basalthügel des Vogelbergs 
im Randbereich zur Wette-
rau“ 

FFH –Gebiet Nr.5419-301 
„Wetterniederung bei Lich“ 

Vogelschutzgebiet Nr. 5519 
-401 „Wetterau“ 
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7. magere Flachland-Mähwiesen und Berg-Mähwiesen nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG, 

Streuobstwiesen, Steinriegel und Trockenmauern. 

Zudem gelten diese Verbote auch für weitere von den Ländern gesetzlich geschützten Biotopen. In 

Hessen sind dieses folgende Biotope: 

• Alleen und 

• Streuobstbestände außerhalb der im Zusammenhand bebauten Ortsteile gemäß § 13 HAGB-

NatSchG. 

Im Plangebiet liegen keine § 30-Biotope (Quelle: www.natureg.hessen.de, Datenzugriff 20.08.2019) 

oder FFH-LRTs. Das nächste § 30-Biotop liegt 200 m westlich des Plangebietes („Streuobst am Kreis-

krankenhaus Lich“). 

2.3.5 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um ein beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB2015. 

Dieses Verfahren kann angewandt werden, wenn es der Wiedernutzbarmachung innerstädtischer Flä-

chen, Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dient, die Größe der Grund-

fläche unterhalb von 20.000 m² bleibt oder bei einer Grundfläche von 20.000 m² bis weniger als 70.000 

m² nach einer Vorprüfung des Einzelfalls, keine Vorhaben, welche nach dem UVPG oder Landesrecht 

UVP-pflichtig sind, vorbereitet werden und darüber hinaus keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-

gung der Erhaltungsziele und Schutzzwecke von FFH-Gebieten oder Vogelschutzgebieten bestehen. 

Eine auf der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung basierende Eingriffs-/Ausgleichsplanung wird da-

her vorliegend nicht erforderlich. 

2.4 Orts- und Landschaftsbild 

Das Ortsbild im Plangebiet wird im Wesentlichen durch Einfamilienhäuser mit kleinen weitgehend 

strukturarmen Gärten geprägt. Aufgrund dieser anthropogenen Überformung besitzt es nur eine ge-

ringe Bedeutung hinsichtlich der Vielfalt, Eigenart und Naturnähe des Ortsbildes. Eine Ausnahme bildet 

der alte Baumbestand des Grundstücks „Brunnenstraße“. Als das Ortsbild störend kann die Ruderalflä-

che gewertet werden, da diese vor allem im Straßenbereich durch Erdaufschüttungen mit einer „Un-

krautflora“ sowie Jungaufwuchs von Eichen, Walnuss-, Ahornbäumen, Holunder und Brombeere ge-

prägt ist. Das Plangebiet hat also nur eine geringe Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild. Eine 

behutsame dem Ortsbild angepasste Bebauung kann zu einer Aufwertung des Ortsbildes führen. 

2.5 Mensch, Gesundheit, Bevölkerung 

Siedlung / Wohnen 

Das Plangebiet umfasst ein Wohngebiet mit Einfamilienhäusern mit großem Garten sowie eine brach-

liegende Fläche mit Ruderalflora und beginnendem Gehölzaufwuchs. An das Plangebiet schließen sich 

nach allen Seiten Straßen und weitere Wohnbebauungen mit Gärten an. Vor allem durch die Zufahrt 
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zur Asklepios-Klinik über die Straße Zum Wingert liegt generell schon eine erhöhte Lärmbelastung vor. 

Während der Bauphase ist mit zusätzlichen Lärmemissionen und anderen Störungen wie z.B. erhöhter 

Staubentwicklung zu rechnen. Diese sollten aber nach Beendigung der Bauphase wieder abklingen. 

Aus der geplanten Nutzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) resultieren voraussichtlich keine nach-

teiligen Auswirkungen für die Wohnqualität der benachbarten Bereiche.  

Erholung / Freizeitnutzung 

Aufgrund seiner Struktur als reines Wohngebiet sowie als Ruderalfläche besitzt das Plangebiet selber 

keinen Erholungswert. 

2.6 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Geltungsbereich sind keine Kulturgüter von der Planung betroffen. Auch Bodendenkmale sind nicht 

bekannt. Sollten im Rahmen der Erdarbeiten unerwartet Hinweise auf Bau- und Bodendenkmale auf-

treten, ist umgehend die dafür zuständige Behörde (hessenArchäologie am Landesamt für Denkmal-

pflege Hessen, Außenstelle Darmstadt oder die Unteren Denkmalschutzbehörde) zu informieren. 

Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem Zustand 

zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 

HDSchG). Weitere Hinweise zur Vorgehensweise finden sich in der Begründung zum Bebauungsplan. 
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4 Abbildungsverzeichnis 

Abb. 1: Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Tulpenweg“, Stadt Lich (Bildquelle: Luft-

bild PlanES). 

Abb. 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Mittelhessen (2010), braun: Vorranggebiet Siedlung -Bestand, 

gelb: Vorranggebiet Landwirtschaft, lila straffiert: Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen, 

grün straffiert: Vorbehaltsgebiet Regionaler Grünzug, Plangebiet gelb umrandet 

Abb. 3: Ausschnitt aus dem Bodenviewer (bodenviewer.hessen.de) mit Lage des Plangebietes (weiß: anth-

ropogen geprägte Böden, hellbraun: Böden aus solifluidalen Sedimenten, rotbraun: Lössböden, 

blau: Böden Aue-segment) (Datenzugriff 20.08.2019) 

Abb. 4: Ausschnitt aus der Bodenfunktionsbewertungskarte des Bodenviewers (bodenviewer.hessen.de) 

mit Lage des Plangebietes rot: „sehr hoch“, gelb: „mittel (Datenzugriff 20.08.2019) 

Abb. 5: Lage des Plangebietes (rot umrandet) zum nächsten Trinkwasser (TSW) (gelb: TWS III, blau TSW 

II) (Quelle: www.gruschu.de, 17.06.2019) 

Abb. 6: Hecke aus Ziergehölzen, Blickrichtung Süden 

Abb. 7: Ruderalfläche mit Bergahorn und Ebereschen im Hintergrund, Blickrichtung Nordwesten 

Abb. 8: Mit Wildem Wein und Efeu bewachsener Gartenzaun, dahinter Baumreihe aus heimischen und 

nicht-heimischen Gehölzen. Brunnenstraße, Blickrichtung Süden 

Abb. 9: Westliche Teil der Brachfläche, Blickrichtung Süden 

Abb. 10: Östliche Teil der Brachfläche, Blickrichtung Nordosten 

Abb. 11: Bodenaufschüttung, Rohboden am Rand zum Tulpenweg, Blickrichtung Süden 

Abb. 12: Räumliche Lage des nächstgelegenen Vogelschutz-(blau) bzw. FFH-(grün) Gebietes zum Plange-

biet (rot) (Quelle: www.naturreg.hessen.de, Datenzugriff: 19.08.2019) 

Abb. 13: Nutzungstypenkarte nach Hessischer Kompensationsverordnung 
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5 Anhang 

 

Abb.13: Nutzungstypenkarte nach Hessischer Kompensationsverordnung. 
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Artenauswahllisten  

Artenauswahlliste 1 Laubbäume (auch in Sorten): Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 18-20  

Acer campestre   Feldahorn, heimisch  

Acer plantanoides   Spitzahorn, heimisch  

Acer pseudoplatnus   Bergahorn, heimisch  

Carpinus betulus   Hainbuche, heimisch  

Celtis australis    Zürgelbaum  

Corylus colurna   Baumhasel  

Fraxinus ornus -  Blumenensche  

Malus div. spec.   Apfel  

Ostrya carpinifolia   Hopfenbuche  

Pyrus div. spec.   Birne  

Prunus div. spec.   Kirsche, Pflaume  

Quercus petraea   Traubeneiche, heimisch 

Quercus robur    Stieleiche, heimisch  

Sorbus aria    Mehlbeere, heimisch  

Tilia cordata    Winterlinde, heimisch  

Tilia platyphyllos   Sommerlinde, heimisch 

Artenauswahlliste 2 Heimische Sträucher: Pflanzqualität mind. Str., 2 x v. 100-150  

Amelanchier ovalis   Felsenbirne  

Carpinus betulus  Hainbuche  

Cornus mas    Kornelkirsche  

Cornus sanguinea   Hartriegel  

Corylus avellana   Hasel  

Ligustrum vulgare   Liguster  

Lonicera xylosteum   Heckenkirsche  

Philadelphus coronarius  Pfeifenstrauch  

Rosa glauca    Hechtrose  

Rosa rubiginosa   Weinrose  

Sambucus nigra   Holunder  

Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 

Artenliste 3 Blütensträucher: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 m  

Berberis julianae   Berberitze  

Buddleja davidii   Sommerflieder  

Deutzia div. spec.   Deutzie  

Forsythia div. spec   Forsythie  

Ribes aureum     Goldjohannisbeere  
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Ribes sanguineum   Blutjohannisbeere  

Spiraea div. spec.   Spiere  

Syringa div. spec.   Flieder  

Viburnum div. spec.   Schneeball 

Weigela div. spec.   Weigelia  

Artenliste 4 Kletterpflanzen: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 m  

Clematis vitalba   Waldrebe  

Hedera helix    Efeu  

Humulus lupulus   Wilder Hopfen  

Hydrangea petiolaris   Kletterhortensie 

Lonicera caprifolium   Echtes Geißblatt  

Partenocissus spec.   Wilder Wein  

Vitis vinifera    Wein  
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